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I. Stand der Bearbeitung von Anträgen auf Altschuldenhilfen 

A. Wohnungsunternehmen 

Das Angebot der Altschuldenhilfen in Form von Zins-
hilfe und Teilentlastung ist von den Wohnungsunter-
nehmen in den neuen Ländern in großem Umfang 
angenommen worden. Von den 4 395 Kreditnehmern 
der Deutschen Kreditbank AG (DKB) nach dem 
Stand vom 31. Dezember 1993 haben 3 796, d. h. gut 
86 %, einen Altschuldenhilfeantrag über ein Kredit-
volumen von rd. 40 Mrd. DM gestellt. 

Darunter entfielen auf kommunale Wohnungsgesell-
schaften 384 Anträge, auf Kommunen 2 819 und auf 
Genossenschaften 572 Anträge1) 

Sowohl Zinshilfe als auch Teilentlastung wurde von 
knapp 56 % der Wohnungsunternehmen beantragt, 
während die übrigen Antragsteller ausschließlich 
Zinshilfe beantragten. 

Bei der Berliner Bank AG gingen 39 Anträge ein, da-
von 27 Anträge von Genossenschaften und 12 von 
Gesellschaften. Davon haben 10 Gesellschaften so-
wie 20 Genossenschaften Zinshilfe und Teilentla-
stung beantragt. Alle 12 antragsberechtigten Woh-
nungsgesellschaften haben einen Antrag auf Zinshil-
fe gestellt, von den 29 antragsberechtigten Genos-
senschaften haben 27 Zinshilfe beantragt. 

Die Bearbeitung der Anträge durch die DKB, die Ber-
liner Bank sowie die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW) ist sehr zügig erfolgt. Nach Maßgabe des Alt-
schuldenhilfe-Gesetzes (AHG) sind Schuldaner-
kenntnis und Abschluß eines neuen Kreditvertrages 
grundlegende Voraussetzungen für die Gewährung 
positiver Bescheide durch die  MW.  Nach Überwin-
dung anfänglicher Hemmnisse bei dem Abschluß 
neuer Kreditverträge hatten zum Stichtag 31. Juli 
1995 nahezu 98 % der MW-Antragsteller die Schul-
den anerkannt und mit der DKB einen rechtswirksa-
men Kreditvertrag abgeschlossen. Die Berliner Bank 
hatte bereits im Jahre 1993 mit sämtlichen Kreditneh-
mern neue Verträge abgeschlossen. 

Nach dem Bericht der KfW zum Stichtag 22. August 
1995 stellte sich der Abwicklungsstand bei den 
Anträgen auf Altschuldenhilfen wie folgt dar: Der 
MW lagen 4 477 Anträge auf Altschuldenhilfen vor, 
davon entfielen 1 639 ausschließlich auf die Zinshilfe, 

1) Sofern nachfolgend eine Differenzierung nicht vorgenom-
men wird, gelten gemäß § 2 Abs. 1 AHG kommunale Woh-
nungsunternehmen, Kommunen und Wohnungsgenossen-
schaften als Wohnungsunternehmen im Sinne des AHG. 

2 838 auf Zinshilfe und Teilentlastung. Von den ins-
gesamt 4 477 Anträgen auf Zinshilfe waren zum 
Stichtag 4 265 zugesagt, 69 wurden - überwiegend 
aufgrund einer Überschreitung der Antragsfrist - ab-
gelehnt und 125 Anträge werden noch bearbeitet. 
Bei den Anträgen auf Zinshilfe und Teilentlastung 
waren 2 742 zugesagt, 19 abgelehnt und 69 in Bear-
beitung. 

Bis Ende August hatte die KfW Teilentlastungsbe-
scheide zugunsten von Wohnungsunternehmen in 
Höhe von knapp 29 Mrd. DM gewährt, denen Altver-
bindlichkeiten in Höhe von knapp 51 Mrd. DM zu-
grunde lagen. 

B. Private Vermieter 

Ende August 1995 lagen der KfW knapp 35 000 An-
träge privater Vermieter auf Zinshilfe vor. Diese gin-
gen überwiegend in der Form von Sammelanträgen 
ein und sind, soweit die Voraussetzungen für die Ge-
währung der Zinshilfe vorlagen, inzwischen positiv 
beschieden worden. 

Gemäß § 4 Abs. 9 AHG kann auch p rivaten Vermie-
tern  eine Teilentlastung gewährt werden, wenn die 
Belastung mit Altverbindlichkeiten nach dem 30. Juni 
1995, also nach Ablauf der Zinshilfegewährung, zu 
einer erheblichen Beeinträchtigung der Wirtschaft-
lichkeit des Hausbesitzes führen würde. 

Auf seiner Sitzung im Mai 1995 hat der gemäß § 11 
Abs. 3 AHG gebildete Lenkungsausschuß eine Emp-
fehlung über die Ausgestaltung der Härtefallrege-
lung für die Teilentlastung bei p rivaten Vermietern 
verabschiedet. Danach können diese wählen zwi-
schen einer pauschalen Kappung der Altverbindlich-
keiten auf 200 DM/qm und einer Einzelfallprüfung, 
die im Ergebnis auch ein Überschreiten dieses Betra-
ges zur Folge haben kann. 

Die KfW hat inzwischen die in Be tracht kommenden 
Antragsteller schriftlich über diese Wahlmöglichkeit 
informiert und um ihre Entscheidung gebeten. Auf 
der Grundlage dieser Entscheidung wird anschlie-
ßend eine zügige Antragsbearbeitung durch die  MW 

 erfolgen, der zum Stichtag 22. August 1995 knapp 
3 900 Anträge privater Vermieter auf Teilentlastung 
vorlagen. Davon sind bisher 1 500 Anträge wegen 
fehlender Antragsvoraussetzungen, insbesondere 
aufgrund einer Belastung mit Altverbindlichkeiten 
unter 150 DM/qm, abgelehnt worden. 
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II. Auswirkungen des Altschuldenhilfe-Gesetzes auf Investitionen 
und Privatisierung 

A. Herstellung der Kredit- und Investitions-
fähigkeit der Wohnungswirtschaft 

Eine der zentralen Zielsetzungen des AHG bildet die 
Verbesserung der Kredit- und Investitionsfähigkeit 
der Wohnungswirtschaft in den neuen Ländern, die 
bis zur Lösung des Altschuldenproblems durch den 
Solidarpaktbeschluß im März 1993 erheblich beein-
trächtigt war. 

Der weit vorangeschrittene Stand der Antragsbear-
beitung und die damit verbundenen Entlastungen 
haben maßgeblich dazu beigetragen, daß der posi ti

-ve Trend bei der Entwicklung der Investitionen an-
hält. Die bei der KfW eingereichten Investitionskon-
zepte haben gezeigt, daß die Wohnungsunterneh-
men Investitionen erheblichen Ausmaßes anstreben. 
Bereits die im Juli 1995 vorgelegten Ergebnisse der 
Befragung des Gesamtverbandes der Wohnungswirt-
schaft (GdW) bei seinen Mitgliedsunternehmen 2) do-
kumentieren diesen Aufwärtstrend. Danach inve-
stierten die Wohnungsunternehmen im Jahr 1994 
14 Mrd. DM in die Instandhaltung, Instandsetzung, 
Modernisierung des Wohnungsbestandes und in den 
Neubau und steigerten damit ihre Investitionstätig-
keit gegenüber 1993 um ein Drittel. Gleichwohl wird 
sich der enorme Instandsetzungs- und Modernisie-
rungsstau im Wohnungsbestand der neuen Lander 
nur schrittweise besei tigen lassen, wie auch die Mie-
ten nicht abrupt, sondern - wie im Einigungsvertrag 
geregelt - nur entsprechend der Einkommensen-
twicklung an ein den Investitionsnotwendigkeiten  

Rechnung tragendes kostendeckendes Niveau her-
angeführt werden können. Die Zinszahlungen für die 
nach der Teilentlastung verbleibenden Altschulden 
in Höhe von monatlich etwa 1 DM/qm müssen - ent-
gegen anderslautender Außerungen seitens der woh-
nungswirtschaftlichen Verbände - nicht zu einem 
wesentlichen Rückgang der Investitionstätigkeit füh-
ren. So können trotz Kappung der Modernisierungs-
umlage bei grundsätzlich 3 DM/qm für den Zeitraum 
bis Ende 1997 immerhin Investitionen in Höhe von 
etwa 330 DM/qm und bei Inanspruchnahme der zins-
günstigen KfW-Kredite in Höhe von 400 DM/qm fi-
nanziert werden. Hinzu kommen die aus der Grund-
miete finanzierbaren Investitionen. Ferner stehen 
Vermietern, deren Investitionen durch die Kappungs-
grenze erschwert werden, durch die weitreichende 
Aufhebung des Kumulationsverbotes von KfW-Mit- 

2) Der GdW hat in den neuen Ländern rd. i 300 Mitgliedsunter-
nehmen, die einen Bestand von gut 3,2 Mio. Wohnungen be-
wirtschaften. An der Jahresstatistik zum Stichtag 31. Dezem-
ber 1994 haben sich 90 % der Mitgliedsunternehmen betei-
ligt, davon 727 Wohnungsgenossenschaften und 395 Woh-
nungsunternehmen in der Rechtsform der GmbH bzw. AG. 
Diese bewirtschaften mit 3,1 Mio. Wohnungen 95 % des Woh-
nungsbestandes a ller Mitgliedsunternehmen des GdW in 
den neuen Ländern. 

teln und Landesdarlehen zusätzliche Mittel für die 
Sanierung und Modernisierung zur Verfügung. 

Das Zusammenwirken von Förderprogrammen, Mie-
tenreformschritten und Altschuldenhilfen hat die 
Wohnungsunternehmen in den neuen Ländern ins-
gesamt auf eine gesunde wirtschaftliche Grundlage 
gestellt, die auch weiterhin eine schrittweise und 
spürbare Verbesserung der Wohnqualität durch Inve-
stitionen im Bestand ermöglicht. Die auf der Sitzung 
des Lenkungsausschusses im Mai 1995 ebenfa lls ver-
abschiedete Empfehlung zur Härtefallregelung für 
die sog. Wendewohnungen gemäß § 4 Abs. 2 AHG, 
die alternativ eine pauschale Schuldenkappung auf 
250 DM/qm oder eine Einzelfallprüfung vorsieht, ver-
setzt auch die Wohnungsunternehmen mit einem ho-
hen Anteil an Wendewohnungen im Gesamtbestand 
in die Lage, ein angemessenes Investitionsprogramm 
zu finanzieren. 

Es muß deshalb nicht zu den vielfach angekündigten 
Einschränkungen der Investitionen und zu Nachtei-
len für die Bauwirtschaft und die Beschäftigung kom-
men. 1994 entfielen über 40 % der gesamtwirtschaft-
lichen Leistungen auf die Bauwirtschaft, innerhalb 
derer der Wohnungsbau die überragende Posi tion 
einnahm. Dies gilt unverändert auch für das Jahr 
1995: Insgesamt stieg die Baunachfrage im Juni 1995 
gegenüber dem Vorjahresmonat um über 11 %. Da-
bei betrug die Steigerungsrate im Wohnungsbau 
über 34 %. 

Wirtschafts- und Konjunkturforscher erwarten weiter-
hin einen ausgeprägten Aufschwung auf dem gesam-
ten Baumarkt in den neuen Ländern. So rechnen die 
wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute in 
ihrem Frühjahrsgutachten mit einem Anstieg der 
Bauinvestitionen um 15 %. Die Bundesregierung geht 
in ihrem Jahreswirtschaftsbericht für 1995 von einem 
Anstieg der Bauinvestitionen um 14 bis 16 % aus. 

B. Verbesserung der Voraussetzungen 
für die Privatisierung und Bildung 
individuellen Wohneigentums 

1. Gründung rechtlich selbständiger 
Wohnungsunternehmen 

Das AHG knüpfte die Antragsberechtigung grund-
sätzlich an die Existenz rechtlich selbständiger, bi-
lanzierungsfähiger Wohnungsunternehmen. Nur in 
genau bestimmten Ausnahmefällen war den Kom-
munen für ihren Wohnungsbestand eine eigenständi-
ge Antragsberechtigung eingeräumt worden, etwa 
wenn ihr Bestand 500 Wohnungseinheiten nicht 
überschritt. 
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Das AHG leistete damit einen maßgeblichen Beitrag 
zur Umsetzung des Anliegens von Artikel 22 Abs. 4 
des Einigungsvertrages und der zu seinem Vollzug 
erlassenen Gesetze. Danach ist das zur Wohnungs-
versorgung genutzte frühere volkseigene Vermögen 
mit den anteiligen Verbindlichkeiten auf die Kommu-
nen übergegangen. Diese erhielten gleichzei tig den 
Auftrag, die Wohnungswirtschaft schrittweise in die 
soziale Marktwirtschaft zu überführen. Dies bedeu-
tete in einem ersten wich tigen Schritt die Gründung 
rechtlich selbständiger Wohnungsunternehmen, die 
ihr Handeln im Interesse der Mieter und im eigenen 
Interesse der langfristigen Existenzsicherung an öko-
nomischen Kriterien ausrichten. Dieser Prozeß kam 
zunächst nur schleppend in Gang. Das gleiche galt 
für die Umsetzung der Verpflichtung der Kommunen, 
den Wohnungsgenossenschaften den zu Wohnzwek-
ken genutzten Grund und Boden zu übertragen (Pro-
tokollnotiz Nr. 13 i. V. m. Artikel 22 Abs. 4 des Eini-
gungsvertrages). Während hier Abhilfe durch das Woh-
nungsgenossenschafts-Vermögensgesetz vom 23. Ju-
ni 1993 geschaffen wurde, wonach die Genossen-
schaften gegen Zahlung eines geringen Ausgleichs-
betrages kraft Gesetzes unmittelbar Eigentümer der 
Grundstücke wurden, bewirkte die Verknüpfung der 
Antragsberechtigung mit der Unternehmenseigen-
schaft eine erhebliche Beschleunigung des Prozesses 
der Gründung selbständiger kommunaler Woh-
nungsunternehmen. Dies spiegelt sich in den Anga-
ben des GdW über die Ergebnisse der Befragung sei-
ner Mitgliedsunternehmen im Jahr 1994 wider: Da-
nach befanden sich Ende 1994 83 % der Wohnungen 
zwischenzeitlich entweder im Eigentum der Woh-
nungsgesellschaften oder wurden aufgrund entspre-
chender Beschlüsse der Kommunen auf die Gesell-
schaften übertragen. Auch der Prozeß der Umbil-
dung der kommunalen Wohnungsunternehmen in 
Kapitalgesellschaften in der Rechtsform der GmbH 
bzw. AG und deren Eintragung in das Handelsregi-
ster sei so gut wie abgeschlossen. 

2. Vorrangige Veräußerung von Wohnungen 
an Mieter 

Privatisierung des Wohnungsbestandes bedeutet 
nicht nur die Übertragung des Wohnungsvermögens 
auf rechtlich selbständige Unternehmen, sondern 

III. Stand der Wohnungsprivatisierung 

A. Bisherige Privatisierungsergebnisse: 
Wohnungsverkäufe in den Jahren 1991 bis 1994 

Die nachfolgenden Angaben für die Jahre 1991 bis 
1994 stützen sich auf folgende Quellen: 

- Meldungen der Länder über geförderte Woh-
nungsverkäufe an Mieter aus Bundes- und Lan-
desmitteln; 

umfaßt auch die Veräußerung eines Teils des Woh-
nungsbestandes und insbesondere - so bereits der 
Auftrag des Artikels 22 Abs. 4 des Einigungsvertra-
ges - die beschleunigte Bildung individuellen Wohn-
eigentums durch Mieter. Das Altschuldenhilfe-Ge-
setz knüpft daher die Gewährung der Teilentlastung 
an die Verpflichtung zur vorrangigen Veräußerung 
von mindestens 15 % des Wohnungsbestandes an  die 
Mieter. Hierüber bestand während der Gesetzesbe-
ratungen breite Übereinstimmung sowohl zwischen 
Bund und neuen Ländern als auch zwischen den Par-
teien. Der Deutsche Bundestag hat in seiner Ent-
schließung vom 16. Juni 1994 nochmals betont, daß 
er die Grundsatzentscheidung des Gesetzgebers, die 
Wohnungen vorrangig den Mietern anzubieten, nach 
wie vor für richtig hält (Drucksache 12/7923). 

Sowohl im Hinblick auf den hohen Nachholbedarf 
bei der Bildung von Wohneigentum durch Mieter in 
den neuen Ländern - die Quote des selbstgenutz-
ten Wohneigentums beträgt dort  inzwischen gut 
26 % (1990: rd. 22 %) im Vergleich zu rd. 42 % in 
den alten Ländern - als auch im Hinblick auf die 
Stärkung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
der Wohnungsunternehmen durch die Veräuße-
rungserlöse kommt der Privatisierung ein hoher ge-
sellschaftspolitischer und wohnungswirtschaftlicher 
Stellenwert zu. 

Mit der weitreichenden Entschuldung der ostdeut-
schen Wohnungsunternehmen durch die Übernahme 
von Altverbindlichkeiten in Höhe von über 30 Mrd. 
DM auf den Erblastentilgungsfonds und der finan-
ziellen Unterstützung der Mieterprivatisierung durch 
die öffentliche Hand sind in den vergangenen Jahren 
äußerst günstige Rahmenbedingungen dafür ge-
schaffen worden, daß sich viele Bürger in den neuen 
Ländern ihren berechtigten Wunsch nach Wohne-
igentum erfüllen können. Dennoch ist die Entwick-
lung bei der Wohneigentumsbildung aus dem Be-
stand - soweit quantitativ überprüfbar - bislang 
hinter den Erwartungen zurückgeblieben. Diese 
Feststellung wirft zum einen die Fragen nach ihren 
Ursachen auf. Zum anderen resultierte daraus die 
Notwendigkeit, zur Beschleunigung der individuel-
len Wohneigentumsbildung neue Wege zu beschrei-
ten. 

- Erhebungen des GdW bei den Mitgliedsunterneh-
men sowie auf die 

- Statistik der Treuhand Liegenschaftsgesellschaft 
(TLG). 

Die daraus entnommenen Angaben sind untereinan-
der nicht vergleichbar. 
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Wohnungserwerb durch Mieter im Rahmen 
von Bundes- und Landesförderprogrammen 

Die Bundesregierung hat den Prozeß der Bildung 
von Wohneigentum durch Mieter seit 1991 unter Ein-
satz erheblicher finanzieller Mittel unterstützt. Diese 
wurden den Ländern zur Verfügung gestellt, die auf 
der Grundlage von Verwaltungsvereinbarungen mit 
dem Bund nach ihren Förderrichtlinien Zuschüsse in 
Höhe von 20 % des Kaufpreises an  Mieter bewillig-
ten, die ihre bisherige kommunale oder genossen-
schaftliche Mietwohnung erworben haben. Die Zu-
schußhöhe war maximal begrenzt auf 7 000 DM für 
den Haushaltsvorstand und 1 000 DM für jedes wei-
tere Haushaltsmitglied. Insgesamt konnten in den 
Jahren 1991 bis 1994 über 40 000 Wohnungskäufe 
durch Mieter mit einem durchschnittlichen Zuschuß 
von nahezu 7 000 DM gefördert werden. Die Vertei-
lung der Käufe auf die einzelnen Länder in den 
Programmjahren 1991/92 sowie 1993/94 geht aus 
Tabelle 1 hervor (Anlage 1). 

Darüber hinaus haben die Länder Sachsen und Thü-
ringen aus landeseigenen Programmen den Wohn-
eigentumserwerb durch Mieter gefördert. In Sachsen 
wurden über das Bundesprogramm hinaus in den 
Jahren 1992 bis 1994 4 330 Wohnungskäufe durch 
Mieter gefördert. In Thüringen wurde 1994 in 2 277 
Fällen der Erwerb von Wohnungen durch Mieter aus 
Landesmitteln unterstützt. 

Die Zahl der tatsächlich an Mieter veräußerten Woh-
nungen dürfte allerdings deutlich höher sein, da nur 
die mit öffentlichen Mitteln geförderten Verkäufe 
statistisch erfaßt wurden. Eine nicht unerhebliche 
Zahl von Erwerbern konnte wegen Ausschöpfung 
der Mittel keinen Zuschuß erhalten. Auch die Veräu-
ßerung von Ein- und Zweifamilienhäuser bzw. von 
Reihenhäusern ist statistisch nicht vollständig erfaßt, 
da diese Erwerbsfälle in einigen Ländern nach deren 
Förderrichtlinie nicht bezuschußt wurden. 

Die Privatisierungsförderung durch den Bund hat der 
Mieterprivatisierung entscheidende Impulse verlie-
hen. Trotz geringer Eigenkapitalausstattung und 
häufig mangelnder Ausschöpfungsmöglichkeiten der 
steuerlichen Wohneigentumsförderung gemäß § 10 e 
EStG konnte so zahlreichen Haushalten in den neuen 
Ländern der Wohneigentumserwerb ermöglicht wer-
den. In gleichem Sinne haben die Länderprogramme 
in Sachsen und Thüringen gewirkt. 

Auch 1995 stehen Bundesmittel in Höhe von 50 Mio. 
DM für die Privatisierungsförderung bereit, insbe-
sondere auch zur wirksamen Unterstützung der Pri-
vatisierungsverpflichtung aus dem AHG. Mit diesem 
Betrag stockt der Bund die nunmehr von allen Län-
dern vorgesehenen Förderprogramme für die Mieter-
privatisierung auf (vgl. dazu Kapitel V). 

Wohnungsverkäufe durch Mitgliedsunternehmen 
des GdW 

Nach den Angaben der Mitgliedsunternehmen des 
GdW haben diese im Zeitraum vom 3. Oktober 1990 
bis 31. Dezember 1994 rd. 74 000 Wohnungen an 

 Mieter und an  Dritte veräußert. Von den Verkäufen 

entfielen 66 375 auf kommunale Wohnungsunterneh-
men und 7 734 auf Wohnungsgenossenschaften. 

Die Tabellen 2 und 3 informieren über die Verteilung 
der Verkäufe auf die Jahre 1991 bis 1994 sowie über 
die Verkäufe an Mieter und an Dritte nach Woh-
nungsunternehmen (Anlage 1). Insgesamt veräußer-
ten die Mitgliedsunternehmen des GdW in den Jah-
ren 1991 bis 1994 rd. 24 250 Wohnungen an Mieter. 

In welchem Umfang die weiteren Verkäufe Anrech-
nung auf die Privatisierungsquote aus dem AHG fin-
den, unterliegt dem Ergebnis der Prüfung durch die 
KfW. 

Wohnungsprivatisierungen durch die TLG 

Von der TLG wurden im Zeitraum 1992 bis 1994 ins-
gesamt 45 728 Wohnungen verwertet, davon 36 269 
durch Verkauf. Davon wiederum entfielen 21 300 
Verkäufe auf Mieter oder Angehörige von Mietern 
sowie auf die neu gegründeten Bewohnergenossen-
schaften in Unterwellenborn (Thüringen) und Grö-
ditz (Sachsen). 

Inzwischen ist eine weitere Genossenschaftsgrün-
dung mit über 2 300 Wohnungen in Bitterfeld-Wolfen 
(Sachsen-Anhalt) erfolgt. Vier weitere Projekte mit 
insgesamt nahezu 7 000 Wohnungen sind in Vorbe-
reitung. 

B. Hemmnisse bei der Umsetzung 
der Mieterprivatisierung 

Obwohl die Privatisierung durch den Verkauf an 
Mieter in den Jahren 1993 und 1994 sichtbar an Dy-
namik gewonnen hat, konnten die zum Jahresende 
1994 vorliegenden Ergebnisse nicht als vollständig 
zufriedenstellend beurteilt werden. In Erfüllung der 
Privatisierungsverpflichtung aus dem AHG sind bis 
zum Ende des Jahres 2003 etwa 350 000 Wohnungen 
vorrangig an  Mieter zu veräußern. 

Zweifellos stellt die Mieterprivatisierung eine nicht 
immer einfach zu erfüllende Aufgabe dar. Sie ist aber 
lösbar; dies dokumentieren insbesondere die erfolg-
reichen Privatisierungsmaßnahmen in kleineren 
Kommunen und Wohnungsunternehmen. So belegt 
eine Auswertung der KfW über die bis Ende 1993 be-
reits realisierten Verkäufe sowie über geplante Pri-
vatisierungen durch die Antragsteller auf Teilentla-
stung bis Ende 1996, daß die Kommunen mit einem 
Bestand bis zu 1 000 Wohnungen und einem Gesamt-
bestand von knapp 116 000 Wohnungen in der Zeit 
vom 3. Oktober 1990 bis 31. Dezember 1993 bereits 
nahezu 12 % ihres Bestandes veräußert hatten. Die 
Realisierung der bis Ende 1996 geplanten Verkäufe 
hätte zur Folge, daß dann knapp ein Drittel des Ge-
samtbestandes veräußert wäre, also weit mehr als die 
Mindestquote von 15 % nach dem AHG. Auch die 
kleineren kommunalen Wohnungsunternehmen mit 
bis zu 1 000 Wohneinheiten streben die Erfüllung der 
Privatisierungsverpflichtung bis Ende 1996 an. Die 
großen kommunalen Wohnungsuntemehmen mit 
mehr als 10 000 Wohnungen würden im Falle der 
Realisierung ihrer bisherigen Privatisierungskon- 

 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/2501 

zepte bis Ende 1996 eine Privatisierungsquote von 
immerhin rd. 9 % erreichen, während es bei den 
Wohnungsgenossenschaften gleicher Größenord-
nung lediglich knapp 3 % wären. 

Diese Auswertung zeigt, daß die Privatisierung in 
den kleineren Kommunen und Wohnungsunterneh-
men offenbar mit großem Engagement angegangen 
worden ist. Die Ursachen für unterschiedliche Privat-
isierungserfolge sind nicht ausschließlich in der Grö-
ße der Unternehmen begründet, sondern eine Viel-
zahl weiterer Voraussetzungen muß erfüllt sein, da-
mit ein Privatisierungsvorhaben den gewünschten 
Erfolg erzielt. Dies hat die Analyse des bisherigen 
Verlaufs der Wohnungsprivatisierung immer wieder 
bestätigt. Auch der Unterausschuß „Privatisierung 
des Wohnungsbestandes in den neuen Ländern" hat 
in seinem Abschlußbericht vom 15. Juni 1994 (Druck-
sache 12/7923) darauf hingewiesen. Unbestritten ist, 
daß in der Praxis Privatisierungshemmnisse auftreten 
können. Dabei muß jedoch sorgfältig zwischen ob-
jektiven und subjektiven Hemmnissen differenzie rt 

 werden. 

1. Objektive Hemmnisse 

a) Rechtlich-administrative Hemmnisse 

Objektive Hemmnisse, die sich verzögernd auf den 
Fortgang der Privatisierung auswirken können, fin-
den sich im rechtlich-administrativen Bereich. Unge-
klärte Eigentumsverhältnisse, teilweise langwierige 
Entscheidungen über Restitutionsansprüche sowie 
Verzögerungen bei der Vermögenszuordnung und 
bei den Grundbucheintragungen führen zweifellos 
auch zu Verzögerungen bei der Privatisierung. Aller-
dings haben diese Faktoren durch die gesetzgeberi-
schen Maßnahmen der Bundesregierung inzwischen 
erheblich an Bedeutung verloren. Mit Instrumenten 
wie 

- dem Zuordnungsplanverfahren, 

- der Möglichkeit der direkten Zuordnung von 
Wohngrundstücken auf kommunaleigene Woh-
nungsunternehmen (§ 7 Abs. 5 VZOG), 

- der „Heilung" fehlgeschlagener Vermögensüber-
tragungen bei der Gründung von Wohnungsbau-
gesellschaften (Artikel 231 § 9 EGBGB) und 

- der Erteilung von Grundstücksverkehrsgenehmi

-

gungen trotz Vorliegens von Restitutionsansprü-
chen für Grundstücke, die im komplexen Woh-
nungsbau verwendet wurden, 

sind die wesentlichen Voraussetzungen für eine 
schnelle, einfache und rechtlich sichere Verfahrens-
weise bei der endgültigen Klärung der eigentums- 
und grundstücksrechtlichen Sachverhalte geschaffen 
worden. Diese Instrumente müssen aber in der Pra xis 
noch wesentlich intensiver als bisher genutzt wer-
den. Darauf hat Bundesbauminister Prof. Dr. Klaus 
Töpfer in einem Schreiben vom 7. September 1995 an 
die zuständigen Landesminister und die Verbände 
nochmals hingewiesen. 

Darüber hinaus haben erste Gespräche seitens des 
Bundesministeriums für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau mit Vertretern der Wohnungswirt- 

schaft und den zuständigen Länderressorts über die 
Umsetzung des Vermögensrechtsanpassungsgeset-
zes vom 4. Juli 1995 ergeben, daß offenbar noch wei-
terer Informationsbedarf zu den Artikeln 2 (Ande-
rung der Grundstücksverkehrsordnung) und 3 (Hei-
lung unwirksamer Vermögensübertragungen) des 
Vermögensrechtsanpassungsgesetzes besteht. Das 
Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau wird daher kurzfristig eine Arbeits-
hilfe für die Wohnungsunternehmen und Kommunen 
erstellen. 

Gleichwohl kann es in Einzelfällen dazu kommen, 
daß Verzögerungen bei der Vermögenszuordnung 
und bei den Grundbucheintragungen ohne Verschul-
den der Unternehmen bei der Privatisierungstätig-
keit ebenfalls zu einer Verzögerung mit der Folge ei-
ner späteren und damit höheren Erlösabführung a n 

 den Erblastentilgungsfonds führen. Denn gemäß § 5 
Abs. 2 AHG ist maßgebend für die Berechnung der 
Erlösabführung der Zeitpunkt, zu dem der Eigen-
tumsumschreibungsantrag beim Grundbuchamt ge-
stellt worden ist, wenn es aufgrund des gestellten 
Antrages zur Eigentumsumschreibung kommt. Mit 
dieser Regelung ist den besonderen Gegebenheiten 
in den neuen Ländern in der Mehrzahl der Fälle 
Rechnung ge tragen worden. Zur Vermeidung finan-
zieller Nachteile für die Wohnungsunternehmen sind 
vielerorts in Abstimmung mit den be troffenen Behör-
den vorrangig die rechtlichen Voraussetzungen für 
den Verkauf der in die Privatisierungskonzepte ein-
bezogenen Bestände geschaffen worden. Darüber 
hinaus prüft das Bundesministerium für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau gegenwärtig Mög-
lichkeiten, in Fällen, in denen die Voraussetzungen 
für eine Grundbucheintragung aufgrund von Verzö-
gerungen im Vermögenszuordnungsverfahren noch 
nicht vorliegen, auf der rechtlichen Grundlage der 
Regelungen des AHG Abhilfe zu schaffen. 

b) Einzel- und regionalwirtschaftliche Hemmnisse 

Trotz der gesamtwirtschaftlich positiven Wachstums-
und Einkommensentwicklung in den neuen Ländern 
sind in einzelnen Regionen schwierige Umstrukturie-
rungsprozesse zu verzeichnen. Diese Regionen wei-
sen im Vergleich zum Durchschnitt eine höhere Ar-
beitslosigkeit aus, die einhergeht mit einer geringe-
ren Neigung der Haushalte, gegenwärtig in größe-
rem Umfang Kredite für die Finanzierung eines Woh-
nungskaufs aufzunehmen. Hinzu kommt, daß grund-
sätzlich erst nach und nach die Bedenken gegenüber 
einer langfristigen Verschuldung für den Wohn-
eigentumserwerb abgebaut werden. Auch bei Haus-
halten mit gesicherten Einkommen ist festzustellen, 
daß diese angesichts der nur kurzen Ansparphase 
und des dementsprechend geringeren Eigenkapitals 
den angestrebten Wohnungskauf noch um ein bis 
zwei Jahre verschieben möchten, um die monatliche 
Belastung aus dem Kapitaldienst geringer zu halten. 

Ferner ist zu berücksichtigen, daß den Bürgern in 
den neuen Ländern über vier Jahrzehnte Erfahrun-
gen mit dem Wohneigentum auf der Etage völlig 
fehlten. Folglich nimmt der Prozeß der Informa tions-
beschaffung und -auswertung in der Regel einen er-
heblich längeren Zeitraum in Anspruch als bei kauf- 
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interessierten Haushalten in den alten Ländern. Der 
Erwerb einer Wohnung darf angesichts der weitrei-
chenden finanziellen Konsequenzen keinesfalls un-
ter Zeitdruck erfolgen. Den Mietern muß ausrei-
chend Zeit für die Informationsauswertung und für 
den Entscheidungsprozeß eingeräumt werden. Dar-
auf haben sowohl das Bundesministerium für Raum-
ordnung, Bauwesen und Städtebau als auch der 
Unterausschuß „Wohnungsprivatisierung" wieder-
holt hingewiesen. 

Der teilweise noch fehlenden Finanzkraft und der 
längeren Entscheidungsdauer wird nunmehr durch 
die Einräumung von Zwischenschritten auf dem Weg 
zum individuellen Wohneigentum in Form der mie-
ternahen Privatisierung Rechnung ge tragen. 

c) Struktur des Wohnungsbestandes 

Wohnungsunternehmen, die fast ausschließlich über 
Wohnraum in hochgeschossigen Plattenbauten ver-
fügen, stehen bei der Erfüllung der Privatisierungs-
auflage im Vergleich zu Wohnungsunternehmen mit 
einem gemischten Bestand vor einer erheblich 
schwierigeren Aufgabe. Nur in wenigen Fällen wird 
sich die Mehrheit aller Mieter in größeren Wohnanla-
gen für den Eigentumserwerb entscheiden. Zwangs-
läufig entstehen dann Mischstrukturen aus Eigen-
tümern und verbleibenden Mietern, die von einigen 
Wohnungsunternehmen als gravierendes Privatisie-
rungshemmnis angeführt werden. Zweifellos sollten 
auf längere Sicht möglichst geschlossene Eigen-
tümergemeinschaften angestrebt werden. Dies wird 
auch bereits vielerorts durch den Verkauf freiwer-
dender Wohnungen praktiziert. Außerdem sollte das 
Instrument des Wohnungstausches zukünftig noch 
erheblich intensiver genutzt werden, um auf diesem 
Wege möglichst große Eigentümergemeinschaften 
aus ehemaligen Mietern herzustellen. Durch organi-
satorisches und gegebenenfalls auch finanzielles En-
gagement bei der Unterstützung von Umzügen kön-
nen die Wohnungsunternehmen selbst einen wichti-
gen Beitrag zur Schaffung von Eigentümergemein-
schaften leisten, deren Größe eine Umwandlung von 
Miet- in Eigentumswohnungen wirtschaftlich attrak-
tiv macht. 

Die Schwierigkeiten gemischter Eigentümergemein-
schaften werden allerdings oft überbewertet. Nach 
den Erfahrungen aus den alten Bundesländern, den 
Modellvorhaben des Bundes zur Wohnungsprivati-
sierung in den neuen Ländern und weiteren erfolg-
reichen Privatisierungsprojekten treten dabei keine 
unlösbaren Probleme auf. Es hat sich wiederholt be-
stätigt, daß viele Mieterhaushalte sich nicht sofort für 
den Eigentumserwerb entscheiden, sondern aus un-
terschiedlichsten Motiven (anfängliche Unsicherhei-
ten, weiteres Ansparen von Eigenkapital etc.) zu-
nächst abwarten, um den Kauf dann ein bis zwei Jah-
re später zu tätigen. Eigentümerquoten zwischen 25 
und 30 % sind nach den vorliegenden Erfahrungen in 
der Anfangsphase der Wohneigentumsbildung nicht 
als unüberwindbares Hemmnis für die Privatisierung 
anzusehen. 

Die Privatisierung sollte grundsätzlich zumindest mit 
einer Sanierung des späteren Gemeinschaftseigen

-

tums und möglichst auch mit Maßnahmen zur Ver- 

besserung des Wohnumfeldes einhergehen. Gerade 
in den großen Neubausiedlungen können sich die 
Mieter häufig erst nach Abschluß der Bauarbeiten 
und wohnumfeldverbessernder Initiativen ein Bild 
davon machen, wofür sie sich im Falle des Woh-
nungserwerbs entscheiden. Allerdings können den 
Wohnungsunternehmen bei umfangreichen Instand-
setzungs- und Modernisierungsarbeiten hohe Kosten 
entstehen, wenn diese Aufwendungen, die auch für 
die verbleibenden Mieterwohnungen anfallen, nicht 
voll auf die Miete umgelegt werden können. Um 
diese finanziellen Risiken möglichst gering zu halten, 
kann es sich empfehlen, zunächst mit Mustersanie-
rungen in bestimmten Gebäuden zu beginnen. Auch 
die Nutzung mieternaher Privatisierungsformen oder 
Drittverkäufe sind - soweit der Mietervorrang nach 
den Empfehlungen des Lenkungsausschusses ge-
wahrt ist - möglich. 

Undifferenziert  ist die wiederholt vorgetragene Kri-
tik, daß die Privatisierungsauflage des AHG den 
Schwierigkeiten von Wohnungsunternehmen mit ei-
nem überwiegenden Bestand von Wohnungen in 
Großsiedlungen nicht hinreichend Rechnung trage. 
Das Gesetz besitzt die notwendige Flexibilität zur Lö-
sung gegebenenfalls auftretender Probleme. S ank-
tionen in Form einer vollständigen oder teilweisen 
Rückzahlung der Teilentlastung werden nur dann 
wirksam, wenn das Wohnungsunternehmen die 
Nichterfüllung der Veräußerungsverpflichtung zu 
vertreten hat. 

Mit der Anerkennung neuer Privatisierungsformen 
sind auch für Wohnungsunternehmen mit problema-
tischeren Wohnungsbeständen breitere Wege für die 
Erfüllung der Privatisierungsverpflichtung eröffnet 
worden. 

2. Subjektive Hemmnisse 

a) Fehlende Privatisierungsbereitschaft 

In seinem Abschlußbericht hebt der Unterausschuß 
„Wohnungsprivatisierung in den neuen Ländern" als 
ein wesentliches Ergebnis seiner Besuche von Priva-
tisierungsprojekten die große Bedeutung der Unter-
stützung der Privatisierung durch die politisch und 
wohnungswirtschaftlich Verantwortlichen hervor. 
Anfängliche Widerstände konnten dann in der Regel 
rasch überwunden werden. Dies hatten bereits die in 
den Jahren 1991 bis 1993 durchgeführten Modellvor-
haben des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau zur Wohnungsprivatisie-
rung belegt. 

In den vergangenen Jahren sind zweifellos im Hin-
blick auf die grundsätzliche Einstellung zur Priva-
tisierung als Teil des unternehmerischen Handelns 
beachtliche Fortschritte erzielt worden. Die große 
Mehrzahl der Wohnungsunternehmen beschäftigt 
sich jedoch mit diesem Thema konkret erst seit Ende 
1993 im Zuge der Antragstellung auf Altschuldenhil-
fen. Sichtbarer Ausdruck dafür waren die noch we-
nig ausgereiften Privatisierungskonzepte, die bis 
spätestens 31. Dezember 1993 in Verbindung mit 
dem Antrag auf Teilentlastung einzureichen waren. 
Hieraus ergab sich die Notwendigkeit ihrer Präzisie-
rung im Verlauf des Jahres 1994. 
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b) Fehlende Kaufangebote/ 
Überhöhte Kaufpreisforderungen 

In zahlreichen Gesprächen mit kaufinteressierten 
Mietern im Rahmen von Bürgersprechstunden, die 
das Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau im Zeitraum von März bis August 
1994 in allen neuen Lindern durchführte, sowie in 
vielen schriftlichen Äußerungen von Bürgern bestä-
tigte sich wiederholt, daß bis zur Jahresmitte 1994 
nur einem relativ kleinen Teil der Mieter bereits kon-
krete Angebote über die zur Veräußerung anstehen-
den Wohnungen und deren Verkaufspreise vorlagen. 
Damit fehlte den kaufinteressierten Mietern ein ganz 
wesentliches Entscheidungskriterium: der Vergleich 
zwischen der monatlichen Belastung aus dem Kauf 
und der voraussichtlichen monatlichen Mietbela-
stung. Dieser Aspekt wird mit dem endgültigen 
Übergang in das Vergleichsmietensystem nach Aus-
laufen des Mietenüberleitungsgesetzes Ende 1997 
zukünftig noch erheblich an Bedeutung gewinnen. 
Aufgrund der fehlenden Differenzierung der auf der 
Basis der Grundmietenverordnungen erhobenen 
Mieten fehlte bisher oftmals der Anreiz, höhere fi-
nanzielle Belastungen aus dem Erwerb von Wohn-
eigentum in zentralen Lagen zu akzeptieren. Die Re-
gelungen des Mietenüberleitungsgesetzes sind ein 
wichtiger Schritt zur Herausbildung wohnwertorien-
tierter Mietstrukturen. Die Wertsteigerung des Wohn-
eigentums wird künftig bei der Entscheidung Kauf 
oder Miete eine erheblich größere Ro lle spielen. Die 
Angabe konkreter Kaufpreise ist daher unerläßlich 
für dié individuelle Belastungsrechnung und Ent-
scheidung des einzelnen Haushaltes. 

Sofern Angaben zu Preisforderungen gemacht wur-
den, waren diese teilweise erheblich überzogen. Dies 
hatte bereits der Unterausschuß „Wohnungsprivati-
sierung" in seinem Abschlußbericht kritisiert. Vor al-
lem die Mitglieder von Wohnungsgenossenschaften 
beklagten häufig die fehlende oder nur unzureichen-
de Berücksichtigung von Eigenleistungen bei der 
Verkaufspreisermittlung. Hinzu kommen vielfach 
überhöhte Grundstückspreise. Die großen Vergünsti-
gungen, die die Wohnungswirtschaft beim Erwerb 
von Grund und Boden gehabt hat, sollten bei der 
Kaufpreisgestaltung berücksichtigt werden. Diese 
Erwartung - die sozialverträgliche Gestaltung der 
Verkaufspreise - hat auch der Deutsche Bundestag 
in seiner Entschließung vom 16. Juni 1994 gegenüber 
der Wohnungswirtschaft ausgesprochen. 

Mit der Kaufpreisgestaltung können die Wohnungs-
unternehmen den Privatisierungserfolg wesentlich 
beeinflussen. Mit Blick auf die weitreichende Ent-
schuldung sind im Zusammenwirken mit den weite-
ren Fördermaßnahmen zugunsten der Wohnungs-
wirtschaft in den neuen Ländern mieterfreundliche 
Preise zweifellos möglich. Seitens der Wohnungs-
wirtschaft wird in diesem Zusammenhang häufig vor-
getragen, daß sie bei der Ermittlung der Verkaufs-
preise die Vorgaben des Bilanz- bzw. Haushalts-
rechts zu beachten hätten und der Verkauf zum Ver-
kehrswert erfolgen müßte. Der Verkehrswert kann 
keinesfalls mit einem fiktiven „Gutachter-Preis" oder 
mit bilanziellen Buchwerten gleichgesetzt werden, 
sondern er ergibt sich aus dem Marktgeschehen und 

den dabei tatsächlich realisie rten Verkäufen. Nach 
Auffassung der Bundesregierung gibt es im Rahmen 
der Preisfindung erhebliche Möglichkeiten, sowohl 
die finanzielle Leistungsfähigkeit der Nachfrager 
und die vergleichsweise günstige Ausgangsposition 
der Veräußerer, die den Wohnungsbestand zu sehr 
günstigen Bedingungen erhalten haben, zu berück-
sichtigen. Dies hat die Bundesregierung in ihrer Stel-
lungnahme zum Bericht der Expertenkommission 
Wohnungspolitik (Drucksache 13/159) nochmals her-
vorgehoben. Im übrigen bietet das Bilanzrecht Mög-
lichkeiten, Buchwerte, die durch die Marktentwick-
lung überholt sind, nach unten zu korrigieren. 

c) Defizite bei der Beratung von Kaufinteressenten 
und Mietern 

Bestandteil einer sozialverträglichen Ausformung der 
Privatisierungsbemühungen ist auch nach Auffas-
sung des Deutschen Bundestages die gründliche In-
formation der Mieter über alle Rechts- und Wirt

-schaftsfragen im Zusammenhang mit einem Wohn-
eigentumserwerb. Auch der Unterausschuß „Woh-
nungsprivatisierung" konnte sich bei seinen Besu-
chen vor Ort von der Notwendigkeit einer umfassen-
den Beratung der Mieter überzeugen. Sämtliche bis-
herige Privatisierungsprojekte bestätigten, daß das 
Privatisierungsverfahren ausreichend Zeit vorsehen 
muß, um den erheblichen Nachholbedarf an Informa-
tionen über das Wohneigentum abdecken zu kön-
nen. Es gilt sowohl bei kaufinteressierten Haushalten 
als auch bei Haushalten, die weiterhin Mieter blei-
ben wollen, Unsicherheiten abzubauen. Das Bundes-
ministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau hat in diesem Zusammenhang stets darauf hin-
gewiesen, daß niemand sich allein aus dem Motiv 
„Angst vor Verlust der Wohnung" für einen Erwerb 
entscheiden sollte. 

Neben den Informationsmaßnahmen von Bund und 
Ländern ist eine kontinuierliche und Vertrauen bil-
dende Beratungsarbeit der Wohnungsunternehmen 
und Kommunen vor Ort unverzichtbar. Hier sind ins-
besondere seit Ende 1994 inzwischen vielerorts um-
fangreiche Initiativen entfaltet worden, etwa in Form 
von Mieterversammlungen, Einzelgesprächen und 
fortlaufenden Unterrichtungen in Mieterzeitungen 
über den Sachstand und geplante Privatisierungs-
maßnahmen. Teilweise sind Privatisierungsbüros ein-
gerichtet worden, in denen die Mieter ausführliche 
Informationen erhalten. 

Eine nicht unerhebliche Zahl von Wohnungsunter-
nehmen nimmt mittlerweile die Hilfe von Privatisie-
rungsgesellschaften in Anspruch. Dies erscheint vor 
allem dann sinnvoll, wenn die eigenen Mitarbeiter 
noch nicht über ausreichende Kenntnisse auf dem 
Gebiet der Wohneigentumsbildung verfügen oder 
die Privatisierungsaufgabe organisatorisch ausge-
gliedert werden soll. 

C. Fazit und Schlußfolgerungen aus der Analyse 
des bisherigen Privatisierungsverlaufs 

Aufgrund der Zielsetzung des AHG ergibt sich für 
die Privatisierung eine bestimmte Prioritätenfolge, 
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die auch mit einer zeitlichen Priorität verbunden ist. 
An erster Stelle steht die Bildung individuellen Wohn-
eigentums durch den direkten Verkauf von Wohnun-
gen an  Mieter. Dafür muß von den Wohnungsunter-
nehmen ausreichend Zeit verwandt werden. 

Die intensive Beobachtung des Privatisierungspro-
zesses hat gezeigt, daß zwar grundsätzlich ein hohes 
Kaufinteresse besteht, aber noch nicht alle kaufinter-
essierten Mieter ihren Wunsch nach Wohneigentum 

bereits jetzt finanziell realisieren können. Ihnen muß 
die Chance eingeräumt werden, den Erwerb zu tä-
tigen, wenn sich ihre Einkommens- und Vermögens-
situa tion weiter verbessert hat. Mit den mieternahen 
Privatisierungsformen können die Chancen der Mie-
ter auf künftigen Eigentumserwerb gewahrt werden. 
Gleichzeitig wird erreicht, daß die Wohnungswirt-
schaft aus der Privatisierung zügig Verkaufserlöse er-
zielt, die zur Stärkung ihrer Kapitalkraft und Investi-
tionsfähigkeit nötig sind. 

IV. Eröffnung neuer Privatisierungsmöglichkeiten durch mieternahe Formen 
der Privatisierung 

A. Entscheidungen des Deutschen Bundestages 
vom 11. Mai 1995 

Unter Berücksichtigung und Würdigung der bisheri-
gen Erfahrungen und Ergebnisse des Privatisie-
rungsprozesses in den neuen Ländern hat der Deut-
sche Bundestag in einer Entschließung vom 11. Mai 
1995 die Anerkennung mieternaher Privatisierungs-
formen zur Erfüllung der Veräußerungsverpflichtung 
aus dem AHG empfohlen (Drucksache 13/1103). 
Gleichzeitig hat er mehrheitlich die Anträge der Op-
positionsparteien zur Novellierung des AHG abge-
lehnt. Dies be traf insbesondere die Forderung nach 
Umwandlung der progressiven in eine lineare Erlös-
abführungsstaffel. 

Die bisherigen Erfahrungen haben deutlich gemacht, 
daß es auch weiterhin eines ökonomischen Anreizes 
für eine zügige Privatisierung bedarf. Eine Änderung 
der Staffel ist daher mehrheitlich als nicht sinnvoll er-
achtet worden, zumal hiervon keine sozial unverträg-
lichen Druckwirkungen ausgehen. Der Deutsche 
Bundestag hat statt dessen eine Erweiterung der Pri-
vatisierungspalette um mieternahe Formen empfoh-
len. Mit der Anerkennung mietemaher Privatisie-
rungsmodelle wird die Kritik an  der progressiven Er-
lösabführungsstaffel erheblich entkräftet, da die 
Übertragung des Wohnungsbestandes zugleich maß-
geblich für die Berechnung des Erlösabführungsbe-
trages an den Erblastentilgungsfonds ist. Die Aner-
kennung mieternaher Privatisierungsformen kann 
deutlich zur Erleichterung und Beschleunigung der 
Wohnungsprivatisierung in den neuen Ländern bei-
tragen. 

Auch mit Blick auf die weiteren Forderungen, insbe-
sondere der gänzlichen oder teilweisen Befreiung 
der Genossenschaften von der Veräußerungsver-
pflichtung sowie der Befreiung kleinerer Wohnungs-
unternehmen von dieser Verpflichtung, lehnte der 
Deutsche Bundestag mehrheitlich eine Novellierung 
des AHG ab. Auch die Wohnungsgenossenschaften 
können den Verkaufserfolg bei ihren Mitgliedern 
über attraktive Preise weitgehend selbst steuern. Die 
bereits dargelegten erfolgreichen Privatisierungs-
maßnahmen kleinerer Wohnungsunternehmen und 
Kommunen belegen, daß es einer pauschalen, an die 

Unternehmensgröße gekoppelten Bagatellgrenze, 
unterhalb derer die Privatisierungsverpflichtung ent-
fallen soll, nicht bedarf. Sofern in Einzelfällen 
Schwierigkeiten auftreten sollten, besitzt das AHG 
auch in dieser Hinsicht die nötige Flexibilität zu de-
ren Überwindung. Der Lenkungsausschuß hat dies-
bezüglich auf seiner Sitzung am 22. August 1995 be-
schlossen, Kriterien für eine einzelfallbezogene Re-
gelung auf der Grundlage des geltenden Rechts zu 
erarbeiten. 

B. Voraussetzungen und Ausgestaltung 
mieternaher Privatisierungsmodelle 

1. Anerkennungsvoraussetzungen 
Mit Schreiben vom 19. Mai 1995 hat Bundesminister 
Prof. Dr. Klaus Töpfer in Umsetzung der Empfehlung 
des Deutschen Bundestages die KfW gebeten, bei 
Entscheidungen gemäß § 11 AHG ab sofort mieterna-
he Privatisierungsformen entsprechend der dem 
Schreiben beigefügten Kriterien anzuerkennen 
(Anlage 2). Die Kriterien sind im einzelnen im Len-
kungsausschuß erörtert worden. 

Mieternahe Formen der Privatisierung dürfen den 
Mietervorrang nicht in Frage stellen. Mieternahe Pri-
vatisierungsmodelle finden erst dann Anrechnung 
auf die Quote, wenn sich trotz intensiver Bemühun-
gen und fairer Verkaufskonditionen zeigt, daß die 
Privatisierungsverpflichtung durch den direkten Ver-
kauf von Wohnungen an die Mieter nicht zu errei-
chen ist. 

2. Formen und Ausgestaltung 
mieternaher Privatisierungsformen 

a) Zwischenerwerbermodell 

Der Zwischenerwerber erwirbt Bestände des Woh-
nungsunternehmens oder der Kommune mit der Ver-
pflichtung, diese zu sanieren sowie bis zum Jahre 
2003 einen möglichst großen Teil, mindestens aber 
ein Drittel des übernommenen Wohnungsbestandes 
an Mieter zu veräußern. 
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Der Veräußerer kann sich ebenfalls bis zum Jahre 
2003 in Form einer Minderheitsbeteiligung (Sperrmi-
norität) an  dem Zwischenerwerb beteiligen, soweit 
dies zur Sicherung der vom Erwerber übernomme-
nen Verpflichtungen erforderlich ist. 

Die Mieter, die sich gegen den Wohneigentumser-
werb entscheiden, sind durch die wei treichenden ge-
setzlichen Mieterschutzbestimmungen abgesichert. 
Darüber hinausgehende vertragliche Absicherun-
gen, wie etwa der Ausschluß von Eigenbedarfskün-
digungen durch die Einräumung eines lebenslangen 
Wohnrechts für den bisherigen Mieter, sind möglich. 

Ein besonderer Vorteil der mieternahen Privatisie-
rung durch Übertragung von Wohnungsbeständen 
auf Zwischenerwerber liegt in der Mobilisierung pri-
vaten Kapitals für die Sanierung und Modernisierung 
des Wohnungsbestandes. Dies gilt auch für Fonds-
modelle, die im Rahmen der mietemahen Privatisie-
rung Berücksichtigung finden, soweit sie die Krite-
rien für die Anerkennung von Zwischenerwerbermo-
dellen erfüllen. Die Sanierungsmaßnahmen können 
in relativ kurzer Zeit gut koordiniert erfolgen. Die Er-
gebnisse einer gelungenen Sanierung haben sich be-
reits wiederholt als eine wich tige Orientierungshilfe 
für die Mieter erwiesen, bei denen noch Unsicherhei-
ten bestehen, wofür sie sich im Falle eines Kaufs ihrer 
Mietwohnung entscheiden. 

b) Wohnungsgenossenschaften 

Im Rahmen der mieternahen Privatisierung kommt 
ferner die Neugründung einer Genossenschaft aus 
dem Wohnungsbestand eines kommunalen Woh-
nungsunternehmens, einer Kommune oder einer 
Wohnungsgenossenschaft in Be tracht. Bei neuge

-

gründeten Wohnungsgenossenschaften ist im Rah-
men des geltenden Genossenschaftsrechtes die 
Rechtsposition der Genossenschaftsmitglieder in der 
Satzung eigentumsorientiert auszugestalten. Die Bil-
dung reiner Mietergenossenschaften liefe der Ziel-
setzung des AHG zuwider und entspräche auch nicht 
den Anliegen der kaufinteressierten Mieter in den 
neuen Ländern. Um deren berechtigten Interessen 
Rechnung zu tragen, ist den Mitgliedern auf der 
Grundlage von Mehrheitsbeschlüssen die Möglich-
keit zu eröffnen, objektbezogen oder bezogen auf 
den gesamten Bestand der Wohnungsgenossenschaft 
die Umwandlung in Wohneigentum zu verlangen 
und die Übertragung des Wohneigentums auf die 
Mitglieder zu fordern. Ferner ist die Liquidation der 
Genossenschaft mit einer Mehrheit von 75 % sowie 
die Auskehrung des Liquidationserlöses vorrangig in 
Form der Übertragung des Wohneigentums an die 
Genossenschaftsmitglieder vorzusehen. 

Neben der eigentumsorientierten Ausgestaltung der 
Satzung ist bei der Neugründung von Genossen-
schaften auf die Sicherstellung ihrer finanziellen Lei-
stungsfähigkeit zu achten. Die zumeist erheblichen 
Instandsetzungs- und Modernisierungsaufwendun-
gen erfordern ausreichende Eigenmittel als unerläßli-
che Voraussetzung für die ergänzende Aufnahme 
von Fremdkapital. Nach den Erfahrungen mit Genos-
senschaftsgründungen aus ehemaligen Werkswoh-
nungsbeständen durch die Treuhand-Liegenschafts- 

gesellschaft und nach Einschätzung von Experten aus 
der Wohnungswirtschaft dürfte sich der von den Mit-
gliedern einzubringende Eigenkapitalanteil auf etwa 
7 000 bis 10 000 DM belaufen. Zur weiteren Stärkung 
der Eigenkapitalbasis kommen darüber hinaus Dar-
lehen der Genossenschaftsmitglieder in Be tracht. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Tra-
dition des genossenschaftlichen Wohnens und des 
genossenschaftlichen Bauens neu belebt werden 
muß. Einen Beitrag dazu kann die eigentumsorien-
tiert ausgestaltete Genossenschaft leisten, die an die 
historische Wurzel der ursprünglich in erheblichem 
Maße auf die Wohneigentumsbildung ausgerichteten 
Genossenschaften anknüpft. 

c) Mietergemeinschaften 

Unter bestimmten Rahmenbedingungen kann auch 
der Verkauf eines Hauses oder eines Wohnungsauf-
ganges an eine Mietergemeinschaft einen praktika-
blen Weg der mieternahen Privatisierung darstellen. 
Voraussetzung für die Anerkennung ist, daß mehr als 
die Hälfte der be troffenen Mieter dieser Mieterge-
meinschaft angehört und mindestens die Hälfte der 
übrigen Mieter dieser Veräußerung zustimmt. 

Mietergemeinschaftsmodelle in der Rechtsform einer 
BGB-Gesellschaft können allerdings spezifische Risi-
ken, etwa im Hinblick auf Fragen der Haftung, be-
inhalten. Die kaufinteressierten Mieter müssen daher 
ausführlich über die möglichen Risiken informiert 
werden, denen weitestgehend durch entsprechende 
gesellschaftsvertragliche Regelungen Rechnung ge-
tragen werden muß. 

C. Bisherige Erfahrungen mit der Umsetzung 
mieternaher Privatisierungsformen 

In zahlreichen Gesprächen der KfW sowie von Ver-
tretern des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau und der zuständigen Lan-
desministerien mit Antragstellern hat sich immer 
wieder bestätigt, daß die mieternahen Privatisie-
rungsformen bei der Wohnungswirtschaft auf ein re-
ges Interesse stoßen. Demgemäß betont auch der 
GdW, daß seine Mitgliedsunternehmen über ihre Be-
mühungen zur unmittelbaren Mieterprivatisierung 
hinaus zur Erfüllung der Privatisierungsverpflichtung 
alles daran setzen werden, um - wo immer möglich - 
die  zulässigen Formen der mieternahen Privatisie-
rung in die Praxis umzusetzen. Nach Angaben des 
GdW planen die Mitgliedsunternehmen für das lau-
fende Jahr den Verkauf weiterer 73 800 Wohnungen. 

Etliche Wohnungsunternehmen befinden sich bereits 
in Verhandlungen mit potentiellen Zwischenerwer-
bern, während andernorts (so z. B. in Magdeburg 
und in Dresden-Trachau) gegenwärtig Befragungen 
der Mieter hinsichtlich ihres Interesses zum Eintritt 
in eine neue Wohnungsgenossenschaft stattfinden. 
Da seit .der Eröffnung neuer Privatisierungsmöglich-
keiten erst wenige Monate vergangen sind, liegen 
der KfW erwartungsgemäß noch keine Vertragsab-
schlüsse über die Veräußerung von Wohnungsbe-
ständen an  Zwischenerwerber oder deren Übertra-
gung auf neu gegründete Wohnungsgenossenschaf- 
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ten vor. Soweit bekannt, soll inzwischen eine Kom-
mune einen Vertrag mit einem Zwischenerwerber 
abgeschlossen haben. 

In den Gesprächen hat sich aber auch wiederholt ge-
zeigt, daß auf seiten der Wohnungsunternehmen 
noch ein erheblicher Informationsbedarf im Hinblick 
auf die für die Anerkennung der mieternahen Privat-
isierungsformen erforderlichen Voraussetzungen und 
deren Ausgestaltung besteht. Zu den Schwerpunk-
ten zählen in diesem Zusammenhang insbesondere 
die Art  und Weise der Dokumentation intensiver Be-
mühungen um die Mieterprivatisierung, Fragen nach 
Art  und Umfang der Mieterbefragung sowie Erläute-
rungen hinsichtlich der Gründung neuer eigentums-
orientierter Wohnungsgenossenschaften. Unklarhei-
ten bestehen offenbar auch hinsichtlich einer gleich-
zeitigen Umsetzung der direkten Mieterprivatisie-
rung und Formen der mieternahen Privatisierung. 
Schließlich spielen auch steuerrechtliche Fragen im 
Hinblick auf das Zwischenerwerbermodell eine 
wichtige Rolle. 

Häufig wird auch die Frage nach der Zulässigkeit 
von Wohnungsverkäufen an Dritte gestellt. Der Ver-
kauf von Wohnungen an Investoren ist möglich und 
kann auch durchaus ökonomisch geboten sein. Die 
Anrechnung dieser Verkäufe auf die Privatisierungs

-

quote ist jedoch nur im Ausnahmefall bereits heute 
möglich. Dies setzt nach einer Empfehlung des Len-
kungsausschusses vom Mai 1995 voraus, daß ein 
Wohnungsunternehmen bereits 50 % der Wohnun-
gen in einem Gebäude an Mieter veräußert hat und 
eine fehlende Kaufbereitschaft der übrigen Mieter 
nachweist. Diese Regelung ist von der Wohnungs- 

wirtschaft als Erleichterung der Privatisierung grund-
sätzlich begrüßt worden, teilweise wird jedoch die 
50 %-Quote für die Mieterprivatisierung als kaum 
realisierbar kritisiert. Im übrigen kommen Drittver-
käufe auch im Rahmen von Zwischenerwerbermo-
dellen in Betracht, soweit der Zwischenerwerber sei-
ne Privatisierungsverpflichtung zugunsten der Mie-
ter erfüllt hat. 

Um dem Informationsbedürfnis der Wohnungsunter-
nehmen Rechnung zu tragen und die zügige Umset-
zung der mieternahen Privatisierungsmodelle zu un-
terstützen, sind im September 1995 mehrere Informa-
tionsveranstaltungen durchgeführt worden, teils auf 
Einladung der KfW, teils auf Ini tiative der Regional-
verbände des GdW jeweils unter Beteiligung von Ver-
tretern des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau. Diese Veranstaltungen 
sind auf eine große Resonanz gestoßen. Sie werden 
fortgesetzt. Insbesondere auch unter Berücksichti-
gung der dort  gesammelten Erfahrungen beabsichtigt 
die KfW, in Abstimmung mit dem Bundesministerium 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau die Her-
ausgabe von Merkblättern oder anderen geeigneten 
Informationen über die in der Praxis am häufigsten 
auftretenden Probleme und ihre Lösungen. 

Zur Information der Mieter und Kaufinteressenten 
über die mieternahen Privatisierungsformen und die 
Fördermöglichkeiten wird das Bundesministerium 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau in Kürze 
eine aktualisierte Neuauflage der Broschüre „Woh-
nungsprivatisierung in den neuen Bundesländern - 
Informationen für Kaufinteressenten und Mieter" 
veröffentlichen. 

V. Verbesserung der Perspektiven der Wohnungsprivatisierung 
durch neue Förderinstrumente 

Es besteht Konsens darüber, daß die weitreichenden 
Entlastungen der Wohnungsunternehmen durch die 
Leistungen des AHG die Voraussetzungen für die 
Bildung individuellen Wohneigentums durch Mieter 
zu günstigen Konditionen geschaffen haben. Hinzu 
kommt, daß der Bund zur wirksamen Unterstützung 
der Umsetzung der Privatisierungsverpflichtung aus 
dem AHG auch 1995 erneut Hilfen zur Wohnungspri-
vatisierung in Höhe von 50 Mio. DM bereitgestellt 
hat. Inzwischen ist eine entsprechende Verwaltungs-
vereinbarung zwischen dem Bund und den neuen 
Ländern in Kraft getreten, wonach sich der Bund ma-
ximal mit 3 000 DM für die erste sowie 1 000 DM für 
jede weitere zum Haushalt zählende Person je Er-
werbsfall an den Landesprogrammen beteiligt. Sei-
tens der Länder erfolgt eine ergänzende Finanzie-
rung, so daß in der Regel - wie bereits in den Jahren 
1991 bis 1994 - ein Zuschuß in Höhe von 7 000 DM 
für die erste und 1 000 DM für jede weitere zum 
Haushalt zählende Person geleistet wird. Ferner er-
öffnet die Verwaltungsvereinbarung erstmals die 
Möglichkeit, daß mit diesen Finanzhilfen auch der 

Erwerb von Geschäftsanteilen an einer neu gegrün-
deten, eigentumsorientiert ausgestalteten Woh-
nungsgenossenschaft gefördert werden kann. Dies 
gilt sowohl für Genossenschaftsgründungen im Rah-
men der mieternahen Privatisierung als auch für den 
Erwerb von Geschäftsanteilen an eigentumsorientier-
ten Wohnungsgenossenschaften aus Wohnungsbe-
ständen der TLG mbH. 

Ein weiterer maßgeblicher Privatisierungsanreiz wird 
sich aus der inzwischen vom Bundeskabinett be-
schlossenen Reform der Wohneigentumsförderung 
ergeben. Der vorgesehene Ersatz der bisherigen För-
derung gemäß § 10 e EStG durch eine progressions-
unabhängige Förderung über eine Zulagengewäh-
rung begünstigt insbesondere auch die Bürger in den 
neuen Ländern mit durchschnittlich noch geringeren 
Einkommen. Die Bundesregierung strebt das Inkraft-
treten der Reform zum 1. Januar 1996 an. Dabei ist 
vorgesehen, daß Mieter, die ihre Wohnung aufgrund 
der Veräußerungsverpflichtung des Wohnungsunter-
nehmens nach § 5 AHG erwerben, einen Antrag auf 
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rückwirkende Gewährung der Zulage stellen kön-
nen, wenn sie den Kaufvertrag nach dem 28. Juni 
1995 abgeschlossen haben. Seitens der Wohnungs-
wirtschaft ist in diesem Zusammenhang bereits die 
Erwartung eines erheblichen Privatisierungsschubs 
geäußert worden. 

Eine zusätzliche Erleichterung für Erwerber von 
Wohnungen im Bestand wird die im Rahmen der vom 
Bundeskabinett am 5. Juli 1995 beschlossene „Son-
derförderung neue Länder" bewirken. Danach ist 
eine Bürgschaftsübernahme in Höhe von 20 % der 
maximal auf 150 000 DM begrenzten Erwerbskosten 
vorgesehen. 

Die Anerkennung mieternaher Privatisierungsfor-
men wird einen maßgeblichen Beitrag zur Beschleu-
nigung der Wohnungsprivatisierung in den neuen 
Ländern leisten. Detaillierte Erkenntnisse und Er- 

fahrungen mit ihrer praktischen Umsetzung wird 
ein Forschungsprojekt des Bundesministeriums für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau liefern, 
dessen erste Ergebnisse voraussichtlich Mitte 1996 
vorliegen werden. Die Diskussion der vergangenen 
Monate über die Privatisierungsverpflichtung aus 
dem AHG mit dem Ergebnis einer Erweiterung der 
Privatisierungspalette hat gezeigt, daß es keiner An- 
derung des AHG bedarf. Eine Novellierung würde 
lediglich neuen „Attentismus" schaffen, die Erwerbs-
chancen der kaufinteressierten Mieter weiter verzö-
gern und neue Unsicherheiten in die Privatisierungs-
konzepte der Wohnungsunternehmen hineintragen, 
die ihre Privatisierungsaufgaben mit zunehmendem 
Engagement angehen. Das AHG bietet in seiner be-
stehenden Form genügend Spielräume, die es ent-
schlossen zu nutzen gilt, um in der Pra xis gegebe-
nenfalls auftretende Probleme zu lösen. 
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Anlage 1 

Tabelle 1 

Wohnungsverkäufe an Mieter im Rahmen der Erwerberzuschußprogramme 
in den Jahren 1991 bis 1994 

Jahre 
Geförderte 
Verkaufe 
Insgesamt 

Berlin 
(Ost) Brandenburg Mecklenburg

-

Vorpommern Sachsen Sachsen

-

Anhalt Thüringen 

1991/92 1) ... 
1993/94 2) ... 

20 320 
19 730 

- 
938 

2 447 
1 674 

4 522 
2 721 

6 880 
6 436 

1 685 
4 416 

4 786 
3 545 

Insgesamt ... 40 050 938 4 121 7 243 13 316 6 101 8 331 

I) Förderung im Rahmen des Gemeinschaftswerks "Aufschwung Ost". 
2) Wohneigentumsförderung (Verwaltungsvereinbarung 1993). 

Tabelle 2 

Wohnungsverkäufe durch Mitgliedsunternehmen des GdW 
in den Jahren 1991 bis 1994 

Jahr 

Wohnungsverkäufe durch 

Insgesamt kommunale 
Wohnungsuntemehmen 

Wohnungs

-

genossenschaften 

1991   6 496 639 7 135 
1992   11 646 1 285 12 931 
1993   27 196 1 690 28 886 
1994   16 100 4 200 20 300 

Insgesamt  61438 7 814 69 252 

Tabelle 3 

Wohnungsverkäufe durch Mitgliedsunternehmen des GdW an Mieter und Dritte 
in den Jahren 1991 bis 1994 

Jahr 

Verkaufe durch 

Kommunale Wohnungsuntemehmen Wohnungsgenossenschaften 

an Mieter an  Dritte an  Mieter an Dritte 

1991 	  
1992 	  

1993 	  
1994 	  

232 
4 909 
5 681 
7 370 

6 264 
6 737 

21 515 
8 730 

382 
1 013 
1 332 
3 330 

257 
272 

358 
870 

Insgesamt 	 18 192 43 246 6 057 1 757 

Quelle: Informationen des GdW ,,Daten und Fakten 1992 bis 1995". 
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Anlage 2 

Bundesministerium für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 

53179 Bonn, den 18. Mai 1995 

Anerkennung mieternaher Privatisierungsformen 

Gemäß § 5 Abs. 1 Altschuldenhilfe-Gesetz (AHG) sind 
15 % des Wohnungsbestandes vorrangig an die Mie-
ter zur Bildung individuellen Wohneigentums zu ver-
äußern. Dies setzt insbesondere das Angebot geeigne-
ter Wohnungsbestände, Preisforderungen, die der Pri-
vatisierungsverpflichtung mit dem Vorrang der Mie-
terprivatisierung Rechnung tragen (mieterfreundliche 
Preise) sowie eine umfassende Beratung mit ange-
messenen Überlegungsfristen für die Mieter voraus. 

Nach der Empfehlung des Lenkungsausschusses vom 
11. November 1993 können andere Privatisierungsfor-
men erst dann als Erfüllung der Auflage anerkannt 
werden, wenn sich trotz intensiver Bemühungen 
zeigt, daß die 15 %-Quote durch Veräußerung an Mie-
ter im Sinne des AHG nicht zu erreichen ist. Die Aner-
kennung mieternaher Privatisierungsformen ist ins-
besondere an folgende Voraussetzungen geknüpft: 

- Das Wohnungsunternehmen hat Objekte aus sei-
nem Bestand ausgewählt, die sich für eine Mieter-
privatisierung eignen. 

- Trotz intensiver Bemühungen, insbesondere einge-
hender Beratung und mieterfreundlicher Preise, ist 
objektbezogen weniger als ein Drittel der Mieter-
haushalte an einem Wohnungskauf interessie rt . 
Den Mietern sind dabei vor allem Sanierungs- und 
Finanzierungspläne vorzulegen und die daraus fol-
gende Belastung für den Fall des Erwerbs im Ver-
gleich zur Miete darzulegen. Ferner sind konkrete 
Kaufangebote zu unterbreiten und ausreichende 
Überlegungsfristen einzuräumen. 

- Die Wohnungen dürfen im Rahmen einer mieter-
nahen Privatisierung unter Berücksichtigung an-
fallender Kosten nicht zu günstigeren Bedingun-
gen veräußert werden, als sie den Mietern des Un-
ternehmens angeboten worden sind, es sei denn, 
die Mieter erhalten zu den günstigeren Bedingun-
gen eine erneute Erwerbsmöglichkeit. 

- Notwendig ist ein vollständiger Eigentumsüber-
gang auf einen rechtlich selbständigen Erwerber, 
wobei eine dauerhafte unmittelbare oder mittelba-
re Kapitalbeteiligung des Verkäufers auszuschlie-
ßen ist; Minderheitsbeteiligungen (Sperrminorität) 
sind zulässig, soweit dies zur Sicherung der vom 
Erwerber übernommenen Verpflichtungen erfor-
derlich ist und die Kapitalbeteiligung bis zum Jah-
re 2003 beendet wird. 

- Ein Erwerb zwischen verschiedenen kommunalen 
und genossenschaftlichen Wohnungsunterneh-
men, die Leistungen nach dem Altschuldenhilfe-
Gesetz in Anspruch nehmen, ist nicht zulässig. 

- Das Privatisierungsverfahren ist vom Veräußerer 
nachprüfbar zu dokumentieren. 

Voraussetzungen für die Anerkennung 
von Wohnungsgenossenschaften 
als mieternaher Privatisierungsform 

Bei neugegründeten Wohnungsgenossenschaften ist 
im Rahmen des geltenden Genossenschaftsrechts die 
Rechtsposition der Genossenschaftsmitglieder in der 
Satzung eigentumsorientiert auszugestalten: 

Auf der Grundlage von Mehrheitsbeschlüssen ist den 
Genossenschaftsmitgliedern die Möglichkeit zu er-
öffnen, die Umwandlung in Wohneigentum zu ver-
langen und die Übertragung des Wohneigentums 
auf die Mitglieder zu fordern. Die Genossenschaft 
hat, wenn mehr als die Hälfte der wohnenden Mit-
glieder eines Objekts schriftlich zugestimmt hat, die 
Wohnungen dieses Objekts oder, wenn die Mehr-
heit aller Mitglieder schriftlich zugestimmt hat, alle 
Wohnungen umzuwandeln und an die Wohnenden 
zu veräußern. Die Möglichkeiten des Wohnungs-
tausches sind auszuschöpfen. Den Mitgliedern ist 
das Recht einzuräumen, ihre Geschäftsanteile auf 
Dritte zu übertragen, soweit diese Mitglied der Ge-
nossenschaft werden wollen und dem keine wichti-
gen Gründe entgegenstehen. Ferner ist die Liquida-
tion der Genossenschaft mit einer Mehrheit von 
75 % sowie die Auskehrung des Liquidationserlöses 
vorrangig in Form der Übertragung des Wohn-
eigentums an die Genossenschaftsmitglieder vorzu-
sehen. 

Die eigentumsorientierten Bestimmungen der Sat-
zung können bis Ablauf des Jahres 2003 nur einstim-
mig verändert werden. 

Angesichts der Instandsetzungs- und Modernisie-
rungserfordernisse ist eine ausreichende Ausstattung 
neu zu gründender Genossenschaften mit Eigenmit-
teln sicherzustellen. 

Voraussetzungen für die Anerkennung 
von Zwischenerwerbermodellen 
als mieternaher Privatisierungsform 

Der Verkauf an Zwischenerwerber wird als Privati-
sierung im Sinne des Altschuldenhilfe-Gesetzes an-
erkannt, wenn dadurch die Bildung von individuel-
lem Wohneigentum zugunsten der Mieter vorbereitet 
wird. 

Für die Anerkennung ist es erforderlich, daß der Ver-
äußerungsvertrag folgendes sicherstellt: 

- Eröffnung eines konkreten Kaufangebots an die 
Mieter mindestens bis zum Ablauf von zwölf Mo-
naten nach Abschluß der Instandsetzungs- und 
Modernisierungsmaßnahmen. 

- Die Umwandlung in Wohneigentum durch den 
Zwischenerwerber hat zu dem Zeitpunkt zu 
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erfolgen, zu dem mindestens 10 % der Mieter 
ihre Option ausüben wollen. Die Umwandlung 
kann schrittweise, gebäudeweise erfolgen; die 
Möglichkeiten des Wohnungstausches sind auszu-
schöpfen. 

- Der Zwischenerwerber verpflichtet sich zur zügi-
gen Instandsetzung und Modernisierung sowie ei-
nen möglichst großen Teil, mindestens aber ein 
Drittel, des übernommenen Wohnungsbestandes 
an Mieter zu veräußern. Dies soll auf der Grundla-
ge einer transparenten Kalkulation sowie von 
Preisforderungen, die dem Mietervorrang zur Er-
füllung der Privatisierungsverpflichtung Rechnung 
tragen bis zum Jahre 2003 geschehen. 

- Den Erfordernissen des Mieterschutzes ist Rech-
nung zu tragen. 

Bis spätestens zum 31. Dezember 2003 ist gegenüber 
der KfW nachzuweisen, daß die vorstehend genann-
ten Anforderungen erfüllt worden sind. Andernfalls 
wird die Teilentlastung von der Kreditanstalt für Wie-
deraufbau nach Maßgabe von § 5 Abs. 3 Altschul-
denhilfe-Gesetz widerrufen. Im Veräußerungsvertrag 
zwischen Antragsteller und Zwischenerwerber sind 
entsprechende Informationspflichten gegenüber dem 
Antragsteller abzusichern. 

Voraussetzungen für die Anerkennung 
von Mietergemeinschaftsmodellen 
als mieternaher Privatisierungsform 

Der Verkauf eines Hauses oder eines Wohnungsauf-
ganges an eine Mietergemeinschaft ist als Privatisie-
rung im Sinne des Altschuldenhilfe-Gesetzes anzuer-
kennen, wenn mehr als die Hälfte der betroffenen 
Mieter dieser Mietergemeinschaft angehören und 
mindestens die Hälfte der übrigen Mieter dieser Ver-
äußerung zustimmen. 

Mietergemeinschaftsmodelle können spezifische Ri-
siken beinhalten, denen durch entsprechende gesell-
schaftsvertragliche Regelungen Rechnung getragen 
werden muß. 

Anrechnung auf die Privatisierungsquote 

Maßgeblicher Termin für die Anrechnung auf die Pri-
vatisierungsquote und die Berechnung des Erlösab-
führungsbetrages ist bei Erfüllung der vorgenannten 
Voraussetzungen der Zeitpunkt, zu dem der Antrag 
auf Eigentumsumschreibung auf die Wohnungsge-
nossenschaft, den Zwischenerwerber oder auf die 
Mietergemeinschaft beim Grundbuchamt gestellt 
worden ist, wenn es aufgrund des gestellten Antra-
ges zur Eigentumsumschreibung kommt. 

 


